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Sericht über die Verhandlungen
des zwölften Landtags

des Großherzogthums Oldenburg

Fnnfundvierzigste Sitzung.

Oldenburg , den 11. Mai 1858 . Vormittags 11 Uhr.

Vorsitzender : Präsident NieSour.

Äm Ministertische: Reg.-Comm. Bucholtz . — Das Pro¬
tokoll der vorigen Sitzung wird verlesen und genehmigt.

Eingegangen sind:
1. Ein Schreiben der Staatsregierung, betr. die Neu¬

bildung des StaatSgerichtshofes.
2. Ein desgl. bei Vorlegung eines Gesetzentwurfs, betr.

Aufhebung der Beschränkungen des vertragsmäßigen
Zinsfußes. (An den für diese Vorlage bereits gewähl¬
ten Ausschuß.)

3. Ein desgl., belr. Abänderung des Entwurfs des neuen
Strafgesetzbuches für den Fall der Annahme des vor¬
genannten Gesetzentwurfs. (An den Justizausschuß.)

4. Ein deSgl. , belr. eine Bewilligung von 1000 THIrn.
jährlich pro 1858/60 für das Peter-Friedrich-Ludwig-
Hospital. (An den Finanzausschuß.)

Uebergang zur Tagesordnung.
I. Wahl eines Ausschusses von 5 Personen zur Be¬

gutachtung des Gesetzentwurfs, betreffend die Kultus- und
Unterrichtsangelegcnheitender Juden.

Es sind gewählt die Abgg. Flor mit 32, Hullmann
mit 27, Arkenau , Luerssen und Oldejohanns,  jeder
mit 26 Stimmen.

II. Fortsetzung der Berathung über den Bericht des
Finanzausschusses über den Voranschlag der Ausgaben des
Herzogthums Oldenburg für 1858/60.

Der in der gestrigen Sitzung ausgesctzte Antrag Nr. 82
wird zur Berathung gestellt und ohne Debatte angenom¬
men. Hierauf kommt Antrag Nr. 99 zur Berathung.

Reg.-Comm. Bucholtz : Ucber die Petition für Wildes¬
hausen möchte ich mir ein paar Worte erlauben. Es ist rich¬
tig, wie auch anerkannt wird, daß hier von einer streng recht¬
lichen Verpflichtung nicht die Rede ist, nicht von einer recht¬
lichen Verpflichtung in dem Sinne , daß sie gerichtlich geltend
gemacht werden könnte, allein die Billigkeit, die hier für den
Anspruch von Wildeshausen spricht, springt so sehr in die

Augen, daß sie dem materiellen Rechte gleichzustellen sein
dürfte, und Sie , meine Herren, sind wie die StaatSregierung
oft in der Lage, nicht bloß daS streng formelle Recht, wildern
diesem entgegen auch daS materielle Recht zur Anwendung
zu bringen. Die Sache ist einfach die: der Stadt Wildcs-
hausen ist vor etwa 160 Jahren von dem damaligen LandeS-
herrn ein Wege- und Brückengeld gestattet worben mit Vor¬
behalt des Widerrufs; in späterer Zeit ist von dem Vorbehalt
des Widerrufs nie mehr die Rede gewesen, und es würde
auch Niemandem in den Sinn gekommen sein, der Stadt
Wildeshausen jenes Recht zu entziehen oder von dem Wider¬
ruf Gebrauch zu machen, wenn nicht äußere Verhältnisse und
zwingende Umstände die Staatsregierung dazu veranlaßt hät¬
ten, nämlich, wie auch im Ausschußbcrichte hervorgehoben ist,
die Zollvrrcinsverträge. Unter diesen Umstanden mußte sie
von dem ursprünglichen Widerrufsrechte Gebrauch machen.
Es liegt hier aber noch ein ganz eigenthümliches Verhältniß
vor, denn die Sache stellt sich nun,  nachdem daS Wegegeld
aufgehoben ist, so heraus, baß die Stadt das Weg- und
Brückengeld nicht mehr bezieht, wohl aber der Staat fast vor
den Thoren von Wildeshausen ein Weggeld erhebt, welches
er früher nicht erhoben hat und wegen jenes städtischen Rechts
nicht erheben durfte. Es entsteht dadurch das Ergebniß, daß
die Stadt Wildeshausen, nach Abzug der ihr bereits gewähr¬
ten Entschädigung noch etwa eine Einnahme von 120 Thlr.
verliert und die Landcscasse etwa 148 Thlr. gewinnt. Darauf
beruht wesentlich der Billigkeitsgrund, der für Wildeshau¬
sen spricht und weshalb ich Ihnen den Antrag der Slaats-
regierung, der Stadt Wildeshausen 100 Thlr. zu bewilligen,
empfehlen möchte.

Abg. Strackerjan II. als Berichterstatter: Ich kann
nur lediglich auf den Ausschußbcricht Bezug nehmen und cS
Ihnen überlassen, ob Sie dem Ausschußantrage oder den
Gründen, welche so eben von der Staatsregierung geltend ge¬
macht sind, den Vorzug geben.
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Dcr Antrag Nr. 99 wird angenommen, der Antrag
Nr. 100 angenommen, Antrag Nr. 101 abgelehnt. Antrag
Nr. 102 kommt zur Berathung.

Rcg.-Comm. Bncholtz : Bei dieser Position, meine
Herren! hat die Staalsregierung für die gegenwärtige Fi,
nanzpenode, also für 3 Jahre, die Summe von 145 Thlrn.
zu erhalten gewünscht, der Ausschuß hak nur die Summe
von 103 Thlrn. bewilligt, es liegt also eine Differenz von
42 Thlrn. vor. Es bandelt sich hier um eine höchst unbe¬
deutende Summe, gleichwohl muß ich Veranlassung nehmen,
über diesen Gegenstand Ihnen eine weitere Witlheilung zu
machen, da diese Position nicht speciell begründet ist. Daß
eine Summe von 42 Thlrn. für diese FinanWeriode mclrr
gewünscht wird, beruht auf einem speciellcn Veranschlage,
den ich hier vor mir habe und wo jede einzelne Position von
der Forstverwallung näher begründet ist. Es handelt sich
hier von einer nicht geringen Menge uns aus der heidnischen
Zeit überkommener Denkmale, z. B . die. u.nter dem Namen
„Visbecker Braut und Bräutigam " bekannten Steindenkmale,
das Denkmal bei Cngelmanns Bäke, bei Bischofsbrück und
verschiedene andere. Es ist die Anzahl der Denkmale, die die
Vorzeit auf so anschauliche Weise mit der Gegenwart ver¬
knüpfen, nicht gering und an ihre Erhaltung knüpft sich ein
besonderes Interesse. Die Summe von 145 Thlrn., welche
die Forstvetwaltung zur Erhaltung dieser Denkmale zu. ha¬
ben wünscht, bilden nicht einen ständigen Posten von etwa
140 Thl.r., so daß Mats sagen müßte, es würden für alle Zu¬
kunft 140 Thlr. im Budget stehen, wo früher nur 100 Thlr.
gestanden haben, sondern cs ist die Mehrausgabe gerade für
die gegenwärtige Budgetperiode besondexL begründet. Bei dem
einen Denkmal,muß ein Fuhrenbestand durchgeschlagen wer¬
den, dort muß ein neuer Wall , ein Heck u. s. w. gemacht
werden; die Hauptausgabe entsteht durch die Bepflanzung,
und was diese Ausgabe betrifft, so muß ich Sie darauf auf¬
merksam'machen, daß diese künftig auch nutzbar werden wird.
Ich. mochte Sie daher bitten, daß Sie an diesen Mehrkosten
pvn 42 Thlrn. keinen Anstoß nehmen, weil dann darunter
dfe Umgebung,unserer alten Baudenkmale leiden müßte und
ersuche Sie , nach, dieser weiteren Motivirung die Position der
Staatsregierung mit 145 Thlrn. zu bewilligen.

Abg. Strackerjan II. als Berichterstatter: Die Mit-
theilungcn, die so eben der Herr Regierungs-Commiffär ge¬
macht hat, haben dem. Ausschuß nicht Vorgelegen, er würde
sonst diese Summe vielleicht nicht beanstandet haben. Wir
haben im Ausschuß vorgcschlagen, auf die frühere Summe
zurückzukommen und im Ganzen 100 Thlr. zu bewilligen.
Ich meines Thcils finde kein Bedenken, für den Antrag der
Staatsrcgierung zu stimmen, und will es den Eollcgen im
Ausschuß überlassen, ob sich noch einer oder der andere darüber
aussprechen will.

Antrag Nr. 102 wird angenommen,  Antrag Nr. 103
angenommen,  Antrag Nr. 104, 105 und 100 zur De¬
batte gestellt.

Abg. Strackerjan H. gls Berichterstatter: Ich erlaube

mir in Beziehung, aus das Minoritätserachtenhinzuzufügen,
daß meines Erachtens damit nicht ausgcreicht werden kann,
wenn die gesetzlich vorgcschriebenen Untersuchungen stattsinden
sollen. Die Minorität geht davon auS, daß nur jährlich
einmal die Kessel untersucht zu werden brauchen; das ist
aber nicht der Fall, da neue Kesselanlagen dreimal untersucht
werden müssen, einmal ehe der Kessel cingemauert wird, dann
nach dcr Einmaucrung. Die bisherigen Erfahrungen haben
ergeben, daß mit 1000 Thlrn. nicht ausgereicht werden würde,
wenn das Gesetz aufrecht erhallen werden soll. Ich kann
Ihnen nur empfehlen, den Antrag der Minorität abzu¬
lehnen.

Abg. stkö'ssner als. Antragstellkr der Minorität: Wenn
alle Angelegenheiten im Verhältnis so viel Geld erfordern
würden wie diese geringe Sache, so würde der Staat die
Mittel nicht äuszudnngcn vermögen, denn diese Vlsitalions-
kosten scheinen mir außer allem Vcrhältniß zu den Geschäfts¬
kosten. der öffentlichen Behörden zu stehen. Nachdem ich mich
erkundigt habe, was die Herren leisten, so würde es unver¬
antwortlich sein, bas Geld so zu vergeuden. Ich habe mich
noch sehr lange bedacht, den Antrag auf 1000 Thlr. zu stel¬
len und habe nur 500 Thlr. beantragen wollen, nachdem ich
erfahren habe, wie wenig geleistet wird; um aber nicht zu
weit zu gehen, habe ich mich erst Mit mir selbst einigen müs¬
sen, um das zu erreichen, was sich erreichen läßt. Ich halte
es nicht für gerechtfertigt, die ganze Summe zu bewilligen, und
bitte Sie meinen Antrag anzunehmen.

Abg. Böckeil: Ich habe bei der Berathung dieses Ge¬
genstandes im Ausschuß zur Majorität gehört und habe mich
namentlich davon leiten lassen, daß eine gesetzliche Bestimmung
vorlicgt, nach welcher der Staat die Kosten zu tragen hat,
und deshalb habe ich geglaubt, die Summen, die begründet
sind, genehmigen zu müssen. Nachdem ich aber die Sache
recht reiflich erwogen habe, ist es mir doch ausgefallen, daß
etwa 100 Tage damit zugebracht werden müssen, um solche
Untersuchungen von. Kcsselänlagen vorzunehmen, und wenn
ich mir denke, daß bei den geringen Anfängen unserer In¬
dustrie jetzt schon 100 Tage notha endig sind, so würde es;
wenn sich unsere Industrie wünschenswerlher Weise hebt, bald
dahin kommen, daß wir eine Commission das ganze Jahr un¬
ter Wegs hätten. Ich kann mir aber nicht denken, daß die
Sache solchen Zeit- und Kostenaufwand erfordert, und glaube,
baß sich größere Ersparnisse werden erzielen lassen, und des¬
halb fühle ich mich veranlaßt, zu erklären, daß ich mich des
Minderheit Töllncr  änschließe.

Abg. Rüder : Es ist bei der Bcurtheilung der Sachs
von Interesse, ob von den betreffenden Fabrikanten Sporteln
bezahlt werden. Daß die Kosten für diese Untersuchungen
überraschend groß sinv, das ist nicht zu leugnen, und wenn
cs richtig ist, daß diese Untersuchungen einen solchen Aufwand
erfordern, so ist eS auch gewiß doch von Bedeutung, daß
diese Untersuchungen mit im Interesse der Fabrikanten ge¬
schehen. Dem Fabrikanten muß viel an dcr Sicherheit seiner
Anlage liegen, andererseits ist auch sicher, daß die Commission
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khüi manchen praktischen Wink geben wird , und die Commis¬

sion ihm manchmal die Zuziehung anderer Sachverständigen,
die für ihn nicht umsonst zu erlangen ist, spart . Ich glaube

daher läßt sich wohl rechtfertigen , einen Theil des Aufwandes

durch eine Sportel in Einnahme zu bringen.

Abg . Strackerjan H . : Was zunächst die von dem

Herrn Vorredner angeregte Frage betrifft , so bestimmt daS

Gesetz , daß , wo eS sich um neue Anlagen handelt , die Kosten

von den Fabrikanten zu tragen sind . Darum sind auch , wie

ich vorgelcscn habe , 500 Thlr . wieder zur Einnahme gekom¬

men von den ausgegebenen 1500 Thlrn . Diese Frage kam

auch im Ausschuß zur Sprache und haben wir die Verhand¬

lungen über die Entstehung des fraglichen Gesetzes iiachge-

sehen , und da ist zur Begründung dieser Bestimmung , die

Kosten der Staatskasse aufzulegcn angeführt , daß diese Unter¬

suchungen im allgemeinen Interesse vorgenommen würden.

Werden bei den Untersuchungen Mängel gefunden , die ein

abermaliges Nachsehen durch die Commission erforderlich ma¬

chen , so werden auch diese Kosten de » Eigenthümern der

mangelhaften Anlagen aufgelegt . Was das von dem Abg.

Böckel Hervorgehobene betrifft , baß wir uns erst in den

Anfängen der Industrie befinden , und daß es sich gar nicht

absehen ließe , wie weit diese Ausgaben steige » würden , so er¬

laube ich mir darauf aufmerksam zu machen , daß gerade in

den Anfängen die Ausgaben am größten sind . Handelt eS

sich um eine neue Anlage , so müssen zwei Reisen zur Unter¬

suchung des Kessels vor und nach der Einmauerung gemacht

werden , und wenn in einer neuen Anlage 5 Kessel angelegt

werden , die erst nach und nach ankommen und nach und nach

eingemauert werden , dann werden vielleicht 10 Reisen zu ma¬

chen sein . Ist die Anlage erst im Betrieb , dann lassen sich

an einem Tage alle Kessel , die in der Anstalt sind , unter¬

suchen und dadurch werden die Kosten künftig erheblich ver¬

mindert werden . Uebrigenö handelt - es sich um ein Gesetz

und zu den entschieden durch das Gesetz erforderlichen Aus¬

gaben wird der Landtag die Bewilligung nicht versagen wol¬
len . Daß dabei mit der größten Sparsamkeit verfahren

werden soll , darauf soll der Antrag 105 hinwirken , und ich

glaube aucd , daß diese Bcräthung hier im Landtag gewiß

nicht wenig dazu beitragen wird , dies Ziel erreichen zu

lassen.
Reg .-Comm . Buchoktz : Zn Bezug auf die Frage , ob

die Staalsregierung mit einer so sehr ermäßigten Summe,

Wie der Herr Abg . Töllner  vorgeschlagen hat , ihre gesetz¬

liche Verpflichtung wird erfüllen können , kann ich mich nur

auf das beziehen , was von dem Abg . Strackerjan  ge¬

sagt ist . Wenn die Wirksamkeit der Commission als unerheb¬

lich dargestellt ist, so muß ich bemerken , daß nach dem , was

der Staatsrcgierung vorliegt , die Commission eine bedeutende

Wirksamkeit hat . Diese Wirksamkeit beruht eines Theils in

dem , was sie verhindert , indem sie Unglüllsfäüen vorbeugt.

Wäre sie nicht eingerichtet , man könnte nicht wissen , welche

Calamitäten und Unglücksfälle auf Rechnung dieses Umstan¬

des kamen , wie denn ja auch hier im Lande , in Varel z. B.

ein Fall früher vorgekommcn ist , wo der Dampfkessel sprang

und mehrere Menschen verunglückten . Die Wirksamkeit der

Commission besteht auch noch darin , daß sie Rath ertheilt.

Es hat sich nämlich herausgestcllk , daß bei vielen Dampfkesiel-

anlagcn mit dem größten Unverstände zu Werke gegangen
wird , und daß die Unternehmer sehr froh sind , wenn Sach¬

verständige zu ihnen kommen und über dies oder jenes die

gewünschte Auskunft geben können . Was die Höhe der

Summe anbclangt , so muß ich darauf aufmerksam machen,

daß ein bedeutender Theil zur Casse zurückfließt . Uebrigens
ist es im Allgemeinen richtig , daß die Kosten sehr hvcd sind

und die Staatsregierung hat auch bei Erlaß des Gesetzes

nicht geglaubt , daß die Untersuchungen so kostspielig kommen

würden , allein es hat in der Natur der Sache gelegen . Auf

der einen Seite haben sich diese industriellen Anlagen bedeu¬
tend vermehrt , wenn ich mich recht erinnere , so waren am

Ende des Jahres 1857 137 solcher Anlagen im Lande und

in diesem Jahre werden noch etwa 20 in Aussicht genommen,

dies beweist aber auch , wie bedeutend die Thätigkeit der Com¬

mission ist . Uebrigens wird die Staatsregierung diese Ange¬

legenheit einer genauen Prüfung unterziehen und sie wird

erwägen , ob nicht in der einen oder der andern Weise Er¬

sparnisse einlreten können . Vielleicht wird man glauben , daß

bei dieser Sache im Einzelnen zu viel ausgcgeben worden ist,

baß die Mitglieder der Commission zu hohe Wergütigung be¬

kommen . , Das läßt sich aber nicht sagen , die Staatsdiener,

die dabei betheiligt sind , bekommen ihre mäßigen Diäten von

2 Thlrn . , wozu noch 1 Thlr . für die Nacht hinzukommt , da¬

mit ist freilich ein Gewerbetreibender nicht zufrieden , der als

Sachverständiger hinzutritt , er kann ' cs auch nicht sein , weil

er darin einen Ersatz für seine Versäumniß finden muß.

Einem solchen hat man 1 Thaler bewilligen müssen und das

wird wohl auch Niemand zu hoch finden . Die Staatsregie¬

rung würde auch , ohne daß der Antrag gestellt ist , genau er¬

wägen und prüfen , wo eine Beschränkung der Ausgaben ein»
treten kann.

Abg . Ahlhorn : Ich muß mich auch für den Antrag des

Abg . Töllner  aussprechen , denn ich bin auch der Ansicht,

daß 1000 Thlr . doch schon eine recht hohe Position ist an

Geschäftskosten für diese Commission . Auch hier , wie unge¬

fähr bei jeder Ludjetposiiivn , steigen die Kosten Jahr für Jahr,

ich halte mich für verpflichtet , diese Steigerungen ( so viel in

meiner Macht steh !) zu bekämpfen , der Abg . Strackerjan

meint zwar , die Debatte über diesen Gegenstand würde den

Nutzen haben , baß die Commission möglichst sparsam zu Werke

gehe , um so mehr muß man dem Abg . Töllner  Dank

wissen , daß er den Antrag gebracht hat , ohne dessen Antrag

wäre die Sache wohl gar nicht zur Debatte gekommen , denn

wäre Töllner  den andern Ausschußmitgliedern beigclreten,

so wäre der Antrag auf die ganze Bewilligung der verlang¬

ten Summe einstimmig aus dem Ausschuß gekommen , und

wenn dies der Fall ist , so gehen auch solche Anträge gewöhn¬
lich durch , und eS hilft selten etwas , wenn dann noch An¬

träge in die Versammlung kommen . Darum habe ich nicht



350

unterlassen wollen , dem Abg . Töllner  meinen Dank abzu-
statten , und bitte Sie , meine Herren , für dessen Antrag zu
stimmen.

Abg . Stracckerjan II . als Berichterstatter : Ich kann
mich dem Dank des Abg . Ahlhorn  vollständig anschlicßen,
es ist mir auch angenehm , daß dieser Gegenstand hier zur Er¬
örterung gekommen ist . Ich möchte Sie aber doch bitten,
den Antrag Nr . 106 nicht anzunehmen , sondern den Antrag
Nr . 101 , weil sonst der Staatsrcgicrung die nöthigcn Mittel
zur Ausführung des Gesetzes fehlen würden , und da letzteres
ausgeführt werden muß , so würden Sie die Staatsregierung
nöthigcn , die nothwendigen Mittel anders woher zu nehmen.

Der Antrag Nr . 106 wird mit 21 gegen 18 Stimmen
angenommen und damit sind die Anträge Nr . 101 und 105
erledigt . Antrag Nr . 107 kommt zur Bcrathung.

Abg . Rüder : Meine Herren , die Staatsrcgicrung , un¬
terstützt vom Landtage , hat mit großer Beharrlichkeit dahin
gewirkt , Wangerooge zu entvölkern . Ich habe schon früher
meine Überzeugung ausgesprochen , daß dies ein Mißgriff ge¬
wesen sei , ich glaube , daß die Erfahrungen , die man seitdem
gemacht hat , einigermaßen meine Ansicht unterstützt haben.
Wenn man früher davon ausging , daß die Insulaner selbst
wünschten und sich dahin ausgesprochen haben , sie wollten an
daß feste Land , so bat die Erfahrung gezeigt , daß nur wenige
nach dem Festlande übersiedelten , so lange auch nur der
Schimmer einer Hoffnung blieb , daß sie auf der Insel ferner
würden existiren können . — Es haben sich auch die äußeren
Umstände geändert , die Lage wird nicht mehr so schwarz an¬
gesehen und man hat den Osten , wo ohnehin jetzt des dahin
verlegten Leuchtihurms zvegen Leute wohnen müssen , besser
kennen gelernt . Ich glaube , wenn man den ausgesprochenen
Zweck will , nur die durch das Ucbergreifen des Meeres in
eine üble Lage gebrachten Insulaner in eine bessere Lage ver¬
setzen will , man ihnen gestatten muß , sich anzusiedkln , wo
sic nach ihren Lebenserfahrungen und Bedürfnissen ihr Aus¬
kommen zu sinken hoffen , und ich glaube , daß wir dielen
Zweck am besten erreichen , wenn wir die Slaatsregierung
in die Lage versetzen , nicht bloß zu Uebersiedelungen nach
dem festen Lande , sondern auch zu solchen nach dem Osten
der Insel derartige Vorschüsse zu bewilligen . Ich bean¬
trage daher:

der Landtag wolle zur Beförderung der Uclursiedclung
der Wangcrooger nach dem Festlandc oder dem Ost¬
ende der Insel 13,265 Thlr . für 1858 und je 1100
Thlr . für 1859/60 bewilligen.

Abg . Strackerjan II . : Meine Herren , ich muß Sie bit¬
ten , den Antrag des Abg . Rüder  nicht anzunchmen . Es
ist dieS dieselbe Frage , die schon bei der ersten Berathung
dieses Gegenstandes ausführlich erörtert worden ist und ich
kann nicht annehmen , daß sie dadurch in eine andere Lage
gekommen sei, daß am andern Ende ein Leucktthurm gebaut
ist . DieS wußte man damals eben so gut , wie jetzt, die Ver¬
hältnisse liegen vielmehr noch grade so , .wie sie damals Vor¬
lagen und ich bin auch jetzt noch der festen Ucberzeugung , daß

eine Uebersiedelung nach der andern Seite keine wirksame
Hülfe schaffen würde.

Abg . Rüder : Es ist , wie der Abg . Stracker jan  II.
mit Recht gesagt hat , eine alte Controverse zwischen uns bei¬
den . Er hak wohl Deiailkenntniß der Lage vor mir , ich grö¬
ßere Unbefangenheit vor ihm voraus , da ich nicht Mitglied
einer Zerstörungscommission in Bezug aus Wangerooge bin.
Wenn gesagt ist , eS könne die Insel durchreißen , so
kann ich nicht bestreiten , aber doch bezweifeln , man muß ab-
warten , da die wechselnden Gebahrungen verschiedenen Ein¬
flüssen unterworfen sind . Es kann recht gut sein , daß die
Insel künftig nicht mehr den Angriffen des Meeres so ausge¬
setzt ist , eS kann aber auch recht gut sein , daß die Insel durch¬
reißen wird , aber das muß ich den Herren sagen , daß wenn
wirklich die Insel durchreißt , doch aber der größere Theil und
zwar derjenige Theil , wo diejenigen hinsiedeln wollen , von
denen die Rede ist, nicht wcggerissen werden wird . Denn das
Ostende der Insel , der breitere Theil , ist nicht in Angriff ge¬
nommen , im Gegentheil , es wird behauptet , daß dort An¬
wachs stattsindet . Es ist ferner bemerkt worden , daß die In¬
sulaner , bis aus wenige Familien , jetzt entschlossen sind , nach
dem Festlande überzusicdeln , aber diejenigen , die es nicht wol¬
len , werden gerade diejenigen sein , die so viel eigenes Vermö¬
gen haben , daß sie die Kosten allein tragen können , und daß
sie auf eigenen Füßen nach dem Ostende können , weil sie
wissen , welche Zukunft ihrer wartet . Wenn diese Leute ihr
Vermögen daran setzen, die auf der Insel alt geworden sind,
und gewiß die Verhältnisse kennen , so muß auch keine große
Gefahr vorhanden sein , und sie müssen wissen , daß sie ihr
Auskommen finden werden . Die minder Vermögenden wer¬
den mit Unterstützung aber ebenfalls gern nach dem Osten
ziehen . Ich kenne auch die Schwierigkeiten , die uns schon
früher entgegen gehalten worden sind , die Sorge , daß wir
fort und fort Kirche und Schule werden unterhalten müssen,
ich kann das nicht für so bedeutend halten . Aber wenn es auch
der Fall wäre , daß Kirche und Schulgebäude nicht zu halten
wären , möglich , daß die neuen Ansiedler einer anderen Sccte
angehören , die Mehrere der Ihrigen nach sich ziehen , daß
einige Baptisten darunter sind , weiß ich. Aber wenn auch
künftig der Staat für Kirche und Schule Etwas thun müßte,
so glaube ich doch , daß von diesen Leuten , die dann gewisser¬
maßen auf Vorposten stehen , und die Wächter 'sind für die
Sicherheit der Küste , doch wieder erhebliche Vortheile cintre-
ten würden . Ich halte cs daher für gerechtfertigt , und glaube,
daß wir in keiner Weise etwas Unrechtes thun würben , wenn
wir das Staatsministerium ermächligen , wie von mir bean¬
tragt ist.

Abg . Strackerjan II . : Ich stehe allerdings , wie der
Herr Vorredner hervoig,Hoden , ihm in dieser Frage seit Jah¬
ren gegenüber , es haben sich über dieselbe 2 Parteien gebil¬
det , die eine , der ich angehöre , will die Insulaner darin un¬
terstützen , daß sie übersiedeln , der Antragsteller ist anderer An¬
sicht . Meiner Ansicht von der Sache verdanke ich cs viel¬
leicht , daß ich in die Zelflörungßcommission berufen bin ; die



Geschäfte desselben gehören aber gewiß nicht zn den angeneh-
mur, und ich hoffe, Sie werden überzeugt sein, daß ich die¬
selben nicht aus Liebhaberei treibe. Won dem Abg. Rüder
ist getagt worden, ich Härte hervorgehoben, die Insel würde
durchreisten, und er bemerkt dabei, daß Ostende würde aber
nicht gefährdet werden. Zch habe ausdrücklich zugestanden,
daß cs nicht gefährdet wird, ich habe nur behauptet, daß sie,
die Insulaner , nicht würden dort leben können, weil daS
Weideland verloren geht, und darum handelt es sich zunächst.
DieS aber glaube ich, wird in kurzer Zeit geschehen, die
Fluthen sind sich schon im Februar dort von der See - und
von der Wattseite cntgegcnkommen. Zch kann Ihnen also
nur empfehlen, den Antrag deS Ausschusses, wie er gestellt ist,
anzunihmen.

lieber den Antrag des Abg. Rüder  findet namentliche
Abstimmung statt.

Es stimmten für denselben die Abgeordneten:
Eilks , Octken , Pancratz , Rabben , Rüder,

von Wcdderkop.
Dagegen  stimmten die Abgeordneten:

Ahlhorn , Arkenau , Barnstedt , Böckel , v. Böse¬
lager , Bokhe , Brägelmann , Bröcmann , Flor,
Frank , Franksen , Hardt , Hullmann , Kasten,
Kindt  II . , Kückens , Kunz , Mölling , Müller,
Niebour , Oldejohanns , Oltmann , Ritter , Sclck-
mann, Slrackerjan I-, Strackerjan  II ., Strodthofs,
Struthofs , Töllner , Wichmann , Millers , Wind¬
haus , Zedelius.

Abwesend waren die Abgeordneten:
Bargmann , Barlcben , Bünnemeyer,Kindt !.,

Lindemann,Luerßcn,Meyer - Holzgrcfe,Werry.
Der Antrag ist somit mit 33 gegen 6 Stimmen abge-

lehnt.  Antrag Nr. 107 wird angenommen, Antrag Nr. 108
ebenfalls angenommen. Es folgt hierauf die Abstimmung
über die der Abstimmung vorbehalkcncn Anträge Nr. 73, 74,
75, 76, 9t , 92, 94, 96 und 97, welche sämmilich angenom-
meb werden.

III. Bericht deS Finanzausschusses über Cap. IV. deS
Voranschlags deS HerzogihumS. (Verwaltung der geistlichen
Angelegenheiten und Schulen.

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 1 und 2 wird
außgesetzt, Antrag Nr. 3 wird zur Berathung gestellt.

Rcg.-Comm. Bucholtz . Ich muß mir hier zur Em¬
pfehlung dieses Antrags ein paar Worte erlauben. Die
Gründe, welche dafür sprechen, daß von Seiten deS Landes
eine Unterstützung diesem Vereine zu Theil werde, liegen
Ihnen vor und ich brauche auf daS Gesagte nicht weiter zu-
rückjukvmmen. Eine Majorität Ihres Ausschuss.s widerräth
Ihnen die Bewilligung dieser Summe. ES ist dafür ange¬
führt, daß die Nützlichkeit unseres KunstvereinS sich nicht
vergleichen lasse mit ähnlichen Anstalten, welche man in an¬
dern Staaten hat. Nun ja, meine Herren, aber dieser ver¬
hält,,ißmäßig geringen Anstalt entsprechend ist ja auch die
Summe, die gefordert wird. Es ist wohl kein Staat in

Berichte . XII. Landtag.

! Deutschland, in dem nicht etwas zur Beförderung der Kunst
geschieht und all? Landtage bethcmgen ihr Interesse an der
Kunst durch Bewilligung entsprechender Summen. ES liegt
mir grade nicht vor, was in andern Staaten in dieser Hin¬
sicht geschieht, ich weiß aber, daß in Baicrn für die Förde¬
rung des NationalmuscumS in Nürnberg, welches ja auch
nur eine Privaianstalt ist, eine erhebliche Summe bewilligt
ist. Man könnte sagen, daß Oldenburg nicht mit Baisrn zu
vergleichen sei, nun so vergleiche« Sie sich mit Braunschweig.
Dort hat der Landtag vor einiger Zeit zum Baue eines neuen
Theaters eine Summe von etwa einer halben Million Thaler
bewilligt, hier wird nur die Kleinigkeit von 209 Thlr. ge¬
fordert. Die Majorität sagt ferner, es. bezwecke der Verein
nur Genuß und Bildung für die höheren Stände, nun ja
meine Herren! wenn der Kunstsinn befördert wird in den
höheren Ständen, so wird dieser Sinn auch bald nach Unten
hin sich verbreiten, und wenn man also mit 200 Thlr. zur
Förderung dieses Kunstsinnes etwas beitragen könnte, so
würde man doch nicht sagen können, daß diele 200 Thlr.
nicht nützlich verwendet wären. Es ist übrigens nicht richtig,
daß der Kunstsinn nur in den höheren Standen sich findet,
man braucht nur zu Len hiesigen Ausstellungen hinzugchcn,
um bald wahrzunehmen, daß die Theilnahme nicht unbeträcht¬
lich ist und sich keineswegs blos auf die sogen, höheren Stanke
beschränkt. Es paßt auch diese Bemerkung um so weniger,
da ja die Absicht ist, daß künftig diese Anstalt auch den land'
wirthschaftlichen und gewerblichen Interessen dienen soll. Ein
fernerer Einwand liegt auch darin, daß gesagt ist, daß dieser
Zuschuß an den Kunstverein als ein bleibender zu betrachten
sein würde. Dagegen hat schon die Minorität hervorgeho-
bm, daß es ja jedesmal von der Bewilligung deS Landtags
abhängen wird, ob er diese Summe bewilligen will oder nicht.
Zch möchte Ihnen empfehlen mit Freude diese Gelegenheit
zu ergreifen, um eben Ihr Interesse an der Kunst zu be-
thäkigen.

Abg. Böckel als Berichterstatter: Meine Herren! Zch
bin weit davon entfernt zu wünschen, daß Nichts für die
Kunst geschehe und grade an einer solchen Kunst, an der
Viele und auch ich selbst große Freude habe, ich kann aber
nicht glauben, daß das, was unser Kunstverein leistet, irgend
einen Vergleich aushält, mit dem, was in andern Staaten
und anderen Vereinen geschieht. Handelte ek sich darum,
Talenten Unterstützung zu ihrer Ausbildung zu geben, dann
würde ich glauben, daß etwas für die Kunst geschieht, aber
dadurch, daß bloS einige Gemälde und Bilder ausgestellt wer¬
den, erhalt meines ErachtenS die Kunst kerne Förderung.
Solche Anstalten finden Sie in allen etwas größeren Städten
als Privatunternchmungen, die sich durch die Einnahmen und
die Beiträge ihrer Mitglieder erhalten. Daß man in Braun-
schwcig ' /, Million bewilligt hat, das kann unS wohl nicht
bestimmen für den Kunstverein etwas herzugeben. Daß die
Bileung in den höheren Ständen sich nur beben würde, das
steht wohl fest, da nur die höheren Stände die Ausstrllung
fast ausschließlich besuchen, durch E>zählungen aber würbe
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wohl schwerlich die.Bildung von den höheren Ständen auf
die niederen übergehen, die Kunst läßt sich nicht erzählen, sic
muß angeschaut werden. Wenn nun unS auch noch gesagt
wird, daß auch für die Landwirthschaft und die Gewerbe dort
etwas geschehen soll, so haben wir das nicht für bedenklich
gehalten, wir haben aber auch geglaubt, daß die Landwirth-
schaft und das Gewerbe dann etwas thun können und ich
erinnere Sie nur daran, daß für den landwirthschaftlichen
und den Gewerbe- Verein Zuschüsse bewilligt sind. Wenn
endlich noch darauf hingewicsen ist, daß die Minorität mit
Recht sagt, es würde nicht präjudicirt, daß künftig auch 200
Thlr. bewilligt werden, so müssen wir doch den Zweck, wozu
wir bewill gen in das Auge fassen. Der Zweck aber ist offen
ausgesprochen, daß mit diesen 200 Thlrn. zum Theil die
Zinsen bezahlt werden sollen, welche von dem Kapitel, das
das neue Gebäude kostet, getragen werden müssen.

Der Antrag Nr. 4 wird abgclchnt, wodurch der Antrag
Nr. 3 erledigt ist. Antrag Nr. 5 wird angenommen,
Antrag Nr. 6, 7, 8 der Abstimmung Vorbehalten, Antrag
Nr. 9 angenommen,  Antrag Nr. 10 der Abstimmung
Vorbehalten. Antrag Nr. 11 und Nr. 12 werden zur Be-
ralhung gestellt.

Reg.-Comm. Bucholtz : Zn Betreff der dem Ausschuß
mangelnden näheren Begründung kann ich mittheilen, daß
allerdings die Mehrkosten von 400 Thlr. dadurch entstanden
sind, daß die Tagegelder der Mitglieder der LandeSsynode er¬
höht sind, sie waren bisher zu gering. ES ist eine Erhöhung
eingetreten, aber eS ist der Satz nicht weiter erhöht worden,
als die Tagegelder der Hrn. Landtagsabgeordnetcn betragen
und daran, meine ich, wird Niemand Anstand nehmen. Fer¬
ner ist ein Abgeordneter für Kniphauscn allerdings zugegan¬
gen. Wenn die Majorität des Ausschusses ferner sagt, daß
die in Aussicht zu nehmende Synode von kürzerer Dauer
sein würde, indem die Kirchengesetzgebung bereits sehr vorge¬
schritten sei, so muß ich bemerken, daß grade auf der bevor¬
stehenden Synode sehr wichtige Angelegenheiten zur Sprache
kommen werden, so z. B . die Angelegenheit wegen bcS Ge¬
sangbuches, der Liturgie und Prebigerwahlen. Es ist also
nicht anzunehmen, daß die Synode von kürzerer Dauer sein
wird. Wenn nun aber, meine Herren! diese 1700 Thlr. nicht
ausreichen, kann man doch unmöglich, ebenso wenig als man
den Landtag schließen kann, aus dem Grunde, weil die Summe,
die für ihn auSgesctzt ist, erschöpft ist, die Synode schließen
und wollte man die Verhandlungen etwa nicht veröffentlichen,
um die Kosten zu sparen, so würde dieS der Sache ander¬
weitig zum Nachtheil gereichen. Man weiß in der That
nicht, wo und wie etwas erspart werden soll und deshalb
möchte ich Ihnen empf.hlen, die Position nach dem Anträge
des Vorschlags anzunehmen.

Abg. Bocket als Berichterstatter: Meine Herren! Ich
glaube, daß die Vergleichung der Synode mit dem Landtage
hier nicht wohl paffend ist, da der Landtag im Dienste des
Staates steht und auch natürlich aus Geldern des Staats
erhalen wird und also hier ein ganz anderes Verhaltniß vor¬

liegt. Grade was die Erhöhung der Diäten betrifft, kann
ich diese nicht gerechtfertigt halten und glaube, daß man sehr
wohl bei dem früheren Satze bleiben konnte, mit dem bereiis
6 Synoden ihr Auskommen haben finden können, ohne daß
Klage darüber gewesen wäre, wohl aber ist es die Ansicht
gewesen, die Diäten noch weiter herabzusetzen. Es läßt sich
hier durchaus kein Grund aussinden, daß der einmal ange¬
nommene Satz nicht der richtige war und deshalb möchte ich
dringend nur die Bewilligung von 1700 Thlr . empfehlen.

Antrag 11 wird angenommen,  wodurch Antrag
Nr. 12 erledigt ist, Antrag Nr. 13 der Abstimmung Vorbe¬
halten und Antrag Nr. 14 zur Bcrathung gestellt.

Reg.- Comm. Bucholtz : Anlangend die Voraussetzung
des Ausschusses, als wenn der regelmäßige Turnus noch nicht
eingctreten sei, bemerke ich, daß derselbe schon im vorigen
Jahre eingetreten ist und es haben allerdings die Visikations-
kosten mehr als 210 Thlr. betragen. Man wird mit der
proponirtcn Summe nicht ausreichen können und ich kann
Ihnen daher nur empfehlen dem Anträge der Staatsregierung
Statt zu geben.

Abg. v. Wedderkop : Nach dem, waS der Herr Re-
gicrungScommissäreben vorgetragen Kat, ist wohl nicht anzu-
nehmen, daß die Summe von 210 Thlr. ausreichen wird,
die Summe von 300 Thlr. scheint mir aber auch nicht ge¬
rechtfertigt, sondern reichlich hoch gegriffen zu sein und dieS
veranlaßt mich den Vermittelungsantrag zu stellen, für diese
Kirchenvisitaiiomn 250 Thlr. zu bewilligen. Mit dieser
Summe wird wohl auszureichcn und damit die nothwen-
dizen Kosten für die Kirchenvisitationen bewilligt sein.

Der Antrag des Abg. v. Wedderkop  lautet:
„der Landlag wolle an Kirchenvisitationskosten für
1858/60 jährlich 250 Thlr. bewilligen.

Dieser Antrag wird hinreichend unterstützt.
Abg. Döckel als Berichterstatter: Meine Herren! Daß

der Ansatz von 300 Thlr. kein gerechtfertigter ist, werden Sie
aus den Worten dös Herrn Regicrungscommissär entnommen
haben und für den eingegangenen Vermütelungsantragetwas
weniger- zu bewilligen, kann ich ebenfalls nicht das Wort
nehmen, weil wir nicht wissen, ob 200 Thlr. das Bedürfniß
ist oder 250 Thlr. ; der Herr RegierungScommiffär hat ge¬
sagt, daß die Kosten nur etwas mehr als 210 Thlr. betra¬
gen haben. Ich muß Sie auch darauf aufmerksam machen,
daß für die Reisekosten des Oberkirchrnraths eine besondere
Position ausgesetzt ist. Ich möchte Ihnen empfehlen den
Antrag des Ausschusses anzunchmen.

Der Antrag Nr. 14 wird angenommen, Antrag Nr. 15
kommt zur Debatte.

Reg.-Comm. Bucholtz : Bei dieser Position sind ins¬
besondere hervorzuheben die für Brake und Blankenburg in
Aussicht genommene Ausgabe. Was die Einrichtung in Brake
betrifft, so besteht diese schon seit Jahren zur vollen Zufrie¬
denheit aller Bcttzeiligten und es würde sehr hart sein, wen»
dieselbe eingehen müßte. Ohne Zuschuß kann der Hülfspre-
diger in Bcake nicht leben. Der Ausschuß will nun die
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Broker nach Hammelwarten verweisen , was doch aber gewiß

sehr mißlich ist. Nehmen Sie z. B . den Consirmandcnunter-
richt, der jetzt in Brake ertheilt wird , es wäre doch gewiß

sehr hart , wenn der nicht wie bisher bcsbeha ' ten würde und
die Kinder nach Hammelwarden gehen müßten . Die Ge¬
meinde Brake thut in dieser Beziehung schon jetzt allcS Mög¬

liche. Was die 55 Thlr . sür Blankenburg anbclangt , so

geht der Ausschuß dabei von einer unrichtigen Voraussetzung
aus . Er geht nämlich von der Ansicht aus , daß in der dor¬

tigen Anstalt beständig nur unheilbare Irren wären , und daß
es nicht zweckmäßig wäre , wenn man für diese Gottesdienst
einrichte . Aber , meine Herren , in dieser Anstalt sind auch
immer der Absicht der Stiftung entsprechend mehre alte kranke

Leute aufbcwahrt . Die Beibehaltung deS Gottesdienstes ist
aber nur ferner möglich , wenn der fragliche Zuschuß gegeben

wird , da die Kosten auS der Stiftung selbst nicht gedeckt
werden können , weil diese sonst mit Ausgaben überhäuft wird.

Die Beibehaltung der Einrichtung ist sehr wünschenswerth,

die Verwaltung wünscht dringend , daß dieser Gottesdienst
nach wie vor gehalten werde , und daß deshalb die wenigen

Thaler , die die Reise deS Geistlichen macht , bewilligt wür¬
den . Sie hebt besonders hervor , daß der Gottesdienst sehr

ruhig und feierlich abgehalten werde , und daß sich die Un¬

glücklichen , welche dort ausbewahrt werden , jedeSmal auf den

Tag freuen , wo der Geistliche zu ihnen kommt . Ich muß
eS, wenn Sie mir diesen Ausdruck nicht übel deuten wollen

— als eine Grausamkeit bezeichnen , wenn Sie diesen Leuten

jene religiöse Erbauung nehmen wollten.
Abg . Ahlhorn : Ich wollte nur bemerken , daß mir

die Bewilligung von 125 Tblr . für Brake überflüssig zu
sein scheint . Wenn die Brakcr einen HülfSgeistlichen haben
wollen , der in Brake wohnt , so mögen sie ihn auch selbst be¬

zahlen , fangen Sie erst an , daS sür Brake zu bewilligen , so
werden bald auch andere Gemeinden kommen und es wird

dieser Zuschuß bald in die Tausende gehen . In Rastede

würden die entfernt Wohnenden zu Heubült und Wapeldorf
auch eS sehr gern sehen , wenn ihre Kinder den Eonfirmanden-
untcrricht im Orte selbst genießen könnten , es wäre dort noch

eher Grund vorhanden , da die Kinder zum Theil über zwei
Stunde zu gehen haben . ES sind mehrere solche große
Kirchspiele , wie Ganderkesee und Westerstede , da , die noch

viel eher berechtigt wären , alö Brake , einen Zuschuß zu ver¬

langen , denn die Entfernung von Brake nach Hammelwarden
beträgt noch keine halbe Stunde , und dazu ist noch rin guter Sand-
fußweg da . Wollen di « Broker , daß ihre Kinder diese kleine

Tour nicht machen sollen , so mögen sie selbst für einen Geist¬

lichen in Brake sorgen . Ein Grund dafür , daß sie noch Zu¬
schuß auS der Staatskasse erhalten , ist nicht vorhanden und

darum muß ich Sie bitten , diese 125 Thlr . nicht zu be¬
willigen.

Abg . Böekel als Berichterstatter : Ich möchte Sie auch

nur darauf Hinweisen , daß bei der Bewilligung für Brake
grade wieder der Fall vorliegt , daß Sie Sich für künftige
Fälle binden, wovor Sie Sich hüten müssen. EL ist schon

darauf hingewiescn worden , daß jetzt schon der Hülfsprediger
in Brake Religionsunterricht ertbeilt . Es mag dies sehr
wünschenswerth für Brake sein , ich glaube aber , daß diese
Einrichtung fortbestehen und der Hülfsprediaer seine Ent¬

schädigung finden könnte , wenn er sich mi ! den Brokern einigt.

Was nun Blankenburg anbetrifft , so müssen doch jetzt plötz¬
lich die alten Leute ein vermehrtes Bedürfniß nach dem Got¬

tesdienst empfunden haben , daß wir einen Zuschuß bewilligen
sollen . ES ist mir nur fraglich , ob das Bedürfniß wirklich
von dieser Seite ausgegangcn jist , oder ob dasselbe nicht

vielmehr von dort auSgeht , wo man die geistliche Tbäiigkeit
immer mehr auSdehnen will und wenn die dort wohnenden

Leute wirklich eine Freude daran haben , so möchre eS viel¬

leicht möglich sein , ohne Aufwand von Kosten ihnen diese
Freude zu bereiten.

Amrag Nr . l5 wird angenommen,  Antrag Nr . 16
der Abstimmung Vorbehalten , Antrag Nr . 17 angenom¬
men,  Antrag Nr . 18 wird der Abstimmung Vorbehalten,
Antrag Nr . 19 ebenfalls der Abstimmung Vorbehalten , An¬
trag Nr . 20 kommt zur Berathung.

Reg . - Comm . Bucholtz : Die von der Staatsregierung
vorgeschlagene Summe von 500 Thlr . , von der der Ausschuß

auch 133 Thlr . zu bewilligen vorgrschlagcn hat , möchte ich
Ihnen sehr empfehlen anzunehmen , wobei dann die Summe

von 150 Thlr . immerhin als eine persönliche Zulage angesehen
werden mag . Daß dem evangelischen Geistlichen in Vechta
eine persönliche Zulage überhaupt zu Theil werde , nämlich
um ihn dort für die Strafanstalt zu fesseln , das wird auch
vom Ausschuß als richtig anerkannt , und eben dieser Grund

bat die Staatsregierung bestimmt , eine solche Summe , wie
vorgeschlagcn , ihm bereits zukommen zu lassen , weil bei einer
geringeren Summe der Zweck nicht erreicht wird . Es wäre

sehr zu beklagen , wenn die ohnehin so geringe Einnahme deü
dortigen Geistlichen noch verringert und dieser dann eine an¬
dere dienstliche Stellung suchen und sie auch wahrscheinlich

finden würde . Die von der StaatSregierung beantragte
Summe ist nicht im Interesse der evangelischen Gemeinde
in Vechta ausgenommen , sondern im Interesse der Strafan¬
stalt und insofern würden Sie auch das Geld nur einer

StaatSanstalt benMigen . Diesen Gesichtspunkt habe ich ge¬
glaubt noch besonders hrrvorhehen zu müssen . Daß die
Differenz eine sehr unbedeutende ist, wissen Sie.

Abg . Ahlhorn : Ich muß mich auch gegen diese Be¬

willigung erkären . Wenn unS hier von einer Minderheit deS
Ausschusses gesagt wird , der Geistliche könnte leicht eine andere

Stelle finden , so mag er eö thun , er ist nicht der einzigrauf
der Welt , und darum muß ich Sie ersuchen , gegen diese Zu-
muthung zu stimmen , daß derselbe noch einen höheren Zu¬
schuß , als die Majorität deS Ausschusses will , auS der Staats¬

kasse erhält . Auch die Zuschüsse dee Geistlichen auS - der

Staatskasse nehmen jedes Jahr zu , dies muß auch mal auf¬
hören , und sollen die betreffenden Geistlichen mehr baden , so

mögen die Gemeinden dies aufbringen , eS darf nicht allcS
auf die Staatskasse gewälzt werden.
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Abg. Böcke! als Berichterstatter: Meine Herren! Ich
glaube wohl, daß der Grund, den wir hier, im Einverständ-
riiß mit der Staatsregierung , angeführt haben, daß eine ge¬
eignete Persönlichkeit an die Anstalt gefesselt werden könnte,
unS wohl bewegen sollte, eine persönliche Zulage zu bewilligen.
Ich glaube aber auch, daß wenn wir die Summe von 100
Thlr. bewilligen und seine sonstigen Einnahmen dazukommen,
so wird die Summe von 500 Thlr. erreicht werden, während
wir ihm nach dem Anträge der Skaatsregierung ein größeres
Gehalt, als dem katholischen Pfarrer bewilligen würden.

Der Antrag Nr . 20. wird angenommen,  Antrag
Nr. 21 der Abstimmung Vorbehalten, Antrag Nr. 22 ange¬
nommen,  Antrag Nr. 23 angenommen,  Antrag Nr. 24
der Abstimmung Vorbehalten, die Position des Voranschlags:

175 Thlr. zu dem Gehalt des Capellpredigcrs in
Ncuenburg,

nicht bewilligt,  Antrag Nr. 26 und Antrag Nr. 27 wer¬
den der Abstimmung Vorbehalten, Antrag Nr. 28 ange¬
nommen,  Antrag Nr. 29 angenommen,  Antrag Nr. 30
der Abstimmung Vorbehalten, Antrag Nr. 31 angenom¬
men,  Antrag Nr. 32 angenommen.  Antrag Nr. 33
wird zur Bcrathung gestellt.

Reg. - Comm. Bucholtz : Diese Position ist wesentlich
mit dazu bestimmt, um in einzelnen besonders nothwendigen
Fällen persönliche Gehaltszulagen bewilligen zu können, wie
dies z. B. beim cvangelichen Geistlichen in Vechta geschehen
ist. Die Kirchenverwaltungmuß diese Befugniß haben, bis
«in bestimmtes Regulativ feststeht, daher möchte ich Sie er¬
suchen, die fragliche Bedingung fallen zu lassen, mindestens
etwa bis dahin, daß, wenn Sie eine solche Schranke überhaupt
für nothwendig halten, die Kirchenverwaltung dock bis 500
Thlr . diese persönlichen Gehaltszulagen bewilligen kann. CS
entspricht dies auch insofern der vom Ausschuß schon mehrfach
geäußerten Ansicht, daß man aus den fraglichen Bewilligun¬
gen keine ständige Position machen solle. DaS wird verhin¬
dert, wenn eS heißt, solche Bewilligungen sollen bis 500 Thlr.
zu persönlichen  Zulagen zur Verfügung stehen. Würbe
Der Antrag angenommen, wie er vom Ausschuß gebracht ist,
so würde die Kirchcnvern altung in Verlegenheit kommen, weil
ein bestimmtes Regulativ nicht existirt. TWHalb möchte ich
den Antrag modificirt sehen und beantrage:

der Landtag wolle für vermirchle und unvorhergesehene
Ausgaben für 1858/60 jährlich 1000 Thlr. bewilligen,
jedoch unter der Bedingung, daß aus dieser Position
nur bis höchstens 600 Thlr. an Gehalten und Ge¬
haltszulagen bewilligt weiden dürfen.

Abg. Böcke ! als Berichterstatter: Auch diesen Antrag
möchte ich Jknen widerrathen. Darin gerade liegt die Be¬
fürchtung, daß wir neue Verpfl chtungen übernehmen, wenn
überhaupt eine solche Befugniß gegeben wird. Der vorige
Landtag hat nach einigem Widerstreben seines Finanzaus¬
schusses auch den Beschluß gefaßt, wie es die Position „Öber-
kirchenraih" nachweist, daß aus dieser Position den Mitglie¬
dern des Dbcrkttchenraths«n Zuschuß bewilligt werden kann

bis 500 Thlr. Das Resultat ist sofort gewesen, daß im Laufe
der Finanzperioke2 Mitglieder des Oberkirchenraths eine Zu¬
lage von 200 Thlr. bekommen baden und wir waren jetzt in
der Verlegenheit, die erhöhten Gchaltspositioncri zu erböhen,
Positionen, die bei der Uebernahme der Acmter von denjenigen,
die sie bekleiden, in dieser Größe nicht erwartet und gehofft
worden sind. Wenn wir also hier auch nur im Geringsten
zugeben, daß Gehaltszulagen gegeben werden können, so wird
der nächste Landtag bereits im Voranschläge wieder 500 Thlr.
mehr zu genehmigen haben, weil vorauszusetzcn ist, daß von
diesem Rechte Gebrauch gemacht werden wird. Sollten Zu¬
lagen nothwendig sein, so halte ich cS für richtig, daß die
Sache dem Landtage klar vorgclegt wird und wenn sie noth¬
wendig sind, so wird er auch nicht widersprechen, wie sie es
so eben bei Vechta gesehen haben.

Der Antrag Nr. 33 des Ausschusses wird angenom¬
men, womit der Verbefferungsantrag des Herrn Regierungs-
Commissärs erledigt ist, Antrag Nr. 31 wird der Abstimmung
Vorbehalten. Die Anträge Nr. 35 und 36 kommen zur Bc¬
rathung.

Reg.-Comm. Brrcholtz : Der Ausschuß hat mit Recht
in seinem Bericht gesagt, daß auch die Volksschulen von dem
Oberschulcolleg um zur Visitation gezogen werden müssen.
Ich muß mir in dieser Beziehung eine thatsüchliche Bemer¬
kung erlauben, indem hier ein Versehen Seitens des Staals-
ministeriums bei Aufmachung des Voranschlags vorliegr. Tie
Visitationen der Volksschulen Seitens des Oberschulcollcgiums
haben bereits stattgesunden, sind im vorigen Jahre angeordnet
und haben 160 Thlr. Kosten gemacht. Es beruht, wie be¬
merk?, lediglich ans einem Versehen, baß wegen dieser Kosten
eine Position im Voranschlag nicht ausgeworfen ist und dies
muß noch jetzt geschehen, auch zweifle ich nicht, daß die Herren
die Position annehmen werden. Die Staatsregierung glaubt,
nachdem die Kosten der Visitation im vorigen Jahre reichlich
160 Thlr. betragen haben, um nicht in Verlegenheit zu
kommen, diese Position auf 200 Thlr. arbitriren zu sollen,
und demnach würde die Position von 624 Thlr., die sich aus
den Summen zusammensetzt, welche Seite 26 deS Ausschuß¬
berichts ausgezählt werden, um 200 Thlr. erhöht werden
müssen, worauf ich «inen Antrag stelle. Es muß also diese
Summe auf 824 Thlr. erhöht werden und dann ist im tz. 129
nachzufügen: «sowie 200 Thlr. für Revision der Volks¬
schulen".

Abg. Böcke! als Berichterstatter: Ich kann, nach der
der Besprechung im Ausschuß, nur erklären, daß cS uns sehr
erfreulich ist, daß bereilS mit der Revision der Volksschulen
ein Anfang gemacht ist und daß die nolhwendige Folge da¬
von die Aufnahme einer Position in den Voranschlag für die
Kosten sein würde. Ich möchte aber doch anheim geben, die
Prüfung der Höde der Summe noch auszusetzcn und erst
nachträglich darüber zu beschließen, weil man doch erst über¬
sehen muß, in welcher Weise die Visitationen vkrtheilt werken
sollen und ob man mit der Summe von 200 Thlr. auskommt



oder nicht, und deshalb wünsche ich, daß diese Sache an den
Ausschuß zur Berichterstattung zmückgewresen wird.

Die Bcratbung über diese Position wird abgebrochen und
die Position zur ferneren Berichterstattung an den Ausschuß
zurückgewiesen. Antrag Nr. 37 wird angenommen,  ebenso
wird Antrag Nr. 38 angenommen.  Antrag Nr. 39, 40
und 4t wird zur Bedachung gestellt.

Abg. Ahlhorn : Ich muß Sie doch bitten, meine
Herren! über die Petition des Sladtmagistrats zu Oldenburg
zur Tagesordnung überzugehen, denn wenn wir die Petition
der Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung empfehlen,
so liegt ein Grund vor, daß die Slaarsregftrung dann eine
höhere Summe als Zuschuß in dem Budget ausnimmt, und
das halte ich nicht für gerechtfertigt, zur höheren Bürgerschule
noch einen Zuschuß zu geben, der doch wieder nur Oldenburg
zu Gute kommen würde. Wir müssen auch für unsere Kin¬
der auf dem Lande selbst sorgen, wir haben, sollen diese etwas
mehr lernen, noch weit mchr Kosten zu tragen, wie müssen
dieselben nach einem Orte , wo eine höhere Bürgerschule ist,
schicken, müssen für dieselben wenigst,ns 150 Thlr. Kostgeld
und dann noch das Schulgeld bezahlen. Die entfernt Woh¬
nenden sind also viel schlimmer daran; dieselben müssen aus
eignen Mitteln für ihre Kinder sorgen, daß dieselben etwas
lernen, und sollen dann noch obendrein zu der höher» Bürger¬
schule in Oldenburg noch mehr wie bisher steuern, da dieselbe
jetzt doch schon einen großen Zuschuß aus der Staarscasse er¬
hält, und deshalb muß ich Sic dringend bitten, über die Pe¬
tition zur Tagesordnung überzugehen.

Abg. Böcke! als Berichterstatter: Ich muß Sie vor allen
Dingen warnen, daß Sie den von der Majorität deS Ausschusses
gestellten Antrages, die Petition des Stadtmagistrats und des
Stadkraths in Oldenburg der Staatsregierung zu empfehlen, nicht
darauf gründen möchten, daß der Stadt Oldenburg etwas zu
Gute kommen soll, denn Sie werden aus den Motiven, die
dem Anträge vorangegangen sind, ersehen, daß der Stadt
Oldenburg nicht der geringste Vorkhcil zugewenvet werden soll,
sondern wir wollen die StaatSregierung nur veranlassen, für
das Schulwesen im Hcrzogthum mehr zu thun , als bisher
geschehen ist. Wenn ich auch wünsche und hoffe, daß über
das ganze Land noch mehre höhere Schulen entstehen werden,
so liegt eS doch auch klar am Tage , daß eine Anstalt, wie
die hiesige, nicht in allen Lanteskheilen vorhanden sein kann,
sondern daß eine genügen muß, und wenn Sie nicht auf diese
Weise den Zuschuß befürworten, so werden Sir . wie Sie aus
der Petition entnehmen können, die Veranlassung dazu sein,
daß die Stadt nicht in den Stand gesetzt wird, daß erforder¬
liche Raumbedürsniß für die Schüler zu schaffen. Das Schul¬
gebäude ist durchaus ungenügend und daö Bedürfniß ist noch
dadurch gestiegen, daß eine 6. Klaffe hat Angeführt werden
Müssen, so daß sogar daS chemische Laboratorium hak verwen¬
det werden müssen. Es ist ferner vvrgekvmmen, daß Lehr¬
kräfte der Anstalt nicht haben erkalten werden können, welche
ihr von großem Nutzen waren und deren Abgang ihr einen
großen Nachlheii zugeftig! hat. Wenn die LlkcLburger cS

wohlfeiler haben, so liegt es in der Natur der Sache, denn
eine solche Anstalt muß doch immer an einem Orte sein, und
diejenigen, die an diesem Orte wohnen, sind natürlich in einer
günstigeren Lage und wenn auch, wie es in der Natur der Sache
siegt, die 'Anstalt größtentheils von Städtern besucht wird, so
wird doch auch derKrris Oldenburg und die übrigen Landestheile
einen Vortheil haben. Sie werden aber auch auf der andern
Seite einen Zuwachs nicht veranlassen, wenn Sie die Noth«
Wendigkeit herbelführen, daß das Schulgeld erhöht wird, wenn
das Schulgeld, wie vorauszusehen ist, auf 24 dis 30 Thlr.
erhöht wird, so würde die natürliche Folge davon sein, daß
viele Kinder, der Ersparniß wegen, auf das Gymnasium ge¬
schickt werden, wo Vas Schulgeld 12 Thlr. beträgt, es würde
aber diese Ersparniß den Nachtheil haben, daß die Kinder nicht
eine passende Bildung erhalten, da das Gymnasium doch nur
für Studirende ist und daß sie manches lernen müßten, was
für das praktische Leben doch nicht von Wichtigkeit ist.

Der Antrag Nr. 41 wird abgelehnt,  Antrag Nr. 40
angenommen.  Die Anträge Nr. 42 und 43 der Abstim¬
mung Vorbehalten, Antrag Nr. 44 angenommen  und
Antrag Nr. 45 zur Debatte gestellt.

Abg. Mölling : Sie haben gesehen, meine Herren!
daß sowohl die StaatSregierung, wie der Ausschuß, darüber
cinverstandrn ist, daß in der Sache selbst sich in hohem Grade
empfehle, daß die beantragte Position von 100 Thlr. als
Beihülfe für die Mädchenschule in Jever gegeben werde. Es
ist mir nicht ohne Zweifel, ob diese Schule als Mädchenschule
oder Mittelschule zu betrachten ist, sie schwankt einigermaßen
zwischen beiden. Sie ist Volksschule, insofern die ganze Be¬
völkerung daran Theil nimmt und eine höhere Schule , inso¬
fern sie auch die höheren Stände umfaßt. Ich mag darüber
nicht rechten, wenn ich auch nach Art. 90 tz. 1 geneigt bin,
zu glauben, daß man sich über die Worte, Der Sache wegen,
hinwegsetzcn könnte. Daß aber diese Position bewilligt werde,
ist dringendes Bedürfniß. Zch will nicht Darauf eingeben,
daß die Stadt Jever so viel schon verloren ha!, daß sie durch
eine sehr drückende Armenlast beschwert ist, daß die Schullasten
so außerordentlich hoch sind, daß die Stadt bei fehlenden
Fonds irgend nennenSwerthe Opfer zu bringen vermöge. Sie
sinken, daß die Staalsregierung dies anerkennt und hervor-
hebk und daß der Ausschuß dem nicht widersprochen hat.
Wenn nun der Ausschußantrag sagt, der Staatsregierung
anheim zu geben, zu erwägen, ob ein etwaiger Zuschuß auS
der Position „Beihülfe für einzelne Schullehrer und Schul¬
gemeinden» zu bewilligen wäre, so bleibt die Sache zweifel¬
haft, ich glaube aber, daß die Sache gleich zu Ende gebracht
werden könnte, wenn man dieses Antrag etwas anders dahin
formulirte: „Der Landtag beantragt, die Position hier zu
streichen, will jedoch die Staalsregierung ersuchen, die frag¬
licken 400 Thlr . aus der Position „„Bei'oülfcn für einzelne
Schullehrer und Schulgemeinden"" zu bewilligen, womit sich
der Landtag einverstandcn erklärt." Diesen Antrag habe ich
hiemit stellen wollen.

Der Antrag des Abg. Mölling  lautet:
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der Landtag wolle die Position //Zuschuß für die Mäd¬
chenschule in Jever mit jährlich tOO Tblr .* streichen,
jedoch wird die Staatsregierung ersucht , die fraglichen
100 Thlr . auö der Position „ Beihülfen für einzelne
Schullehrer und Schulgemeinden " zu bewilligen , wo¬
mit der Landtag sich einverstanden erklärt.

Der Antrag wird hinreichend unterstützt.

Abg . Böckel als Berichterstatter : Meine Herren ! Ich
glaube nicht , daß Grund vorlicgt , von dem Anträge des Aus¬
schusses abzugehen . Der Ansatz der Staatsregicrung gründet
sich wesentlich darauf , daß die Schule als höhere zu betrach¬
ten sei. Gründe dafür , daß die Stadt Jever hier eine Unter¬
stützung bedürfen möchte , sind allerdings wohl auch vorhanden,
aber ich glaube nicht , daß wir in der Lage sind , eine Ent¬
scheidung zu treffen , sondern darauf zu warten haben , daß
die Staatsregierung vorläufig entscheidet , und darum kann ich
Ihnen nur den Antrag deS Ausschusses empfehlen.

Der Antrag des Abg . Mölling  wird abgelehnt,
der Antrag Ar . 45 des Ausschusses angenommen.

Wegen vorgerückter Zeit wirb die Berakbung abgebrochen
und vom Vorsitzenden mitgctheilt , daß eine Interpellation des
Abg . Ahlhorn  eingegangen , belr . ffend die angeblich schon
erfolgte Uebertragung eines besoldeten Amtes an den Abg.
Rüder.  Tie Begründung dieser Interpellation würde Ge¬

genstand der nächsten Tagesordnung sein . Die nächste Sitzung
wird auf Morgen Vormittags 12 Uhr anberaumt . Tages¬
ordnung:

1) Wahl der Mitglieder zum neu zu bildenden Staats¬
gerichtshof.

2 ) Fortsetzung der heute abgebrochenen Berathung über
den Bericht des Voranschlags der Ausgaben für daS
Herzogtham Oldenburg ( Cap . IV .)

3 ) Begründung der Interpellation deS Abg . Ahlhorn
und Genossen.

(Schluß der Sitzung 2 Uhr .)
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